
Frauen arbeiten 52Tagegratis
Equal PayDay Unklare Kompetenzen und eineOdyssee bis zumGerichtsentscheid: Der Kampf um

Lohngleichheit istmühsamundmeist erfolglos – auch für das St.Galler Staatspersonal.
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GleicherLohn für gleicheArbeit.
So weit, so einfach. Doch das
Lohngefälle bleibt bestehen:
18,1 Prozentbeträgt es inderOst-
schweiz, heisst es aufderWebsei-
te des Kantons St.Gallen. So viel
verdient die Durchschnittsfrau
weniger als der Durchschnitts-
mann. Im Schweizer Mittel sind
es 15,1Prozent.Rechnetmanden
Lohnunterschied auf das Jahr
um,arbeitenFrauenbis zumheu-
tigenTag, alsobis zum22.Febru-
ar gratis,währenddieMänner für
die gleiche Arbeit seit Anfang
Jahr entlöhntwerden,wiedie In-
itiantinnen des sogenannten
Equal Pay Days vorrechnen. Im
öffentlichenSektor ist derUnter-
schied minim kleiner; dennoch
verdiente eine Staatsangestellte
2016 monatlich 1500 Franken
weniger als ihr männlicher
Kollege.

Ungleich ist nicht nur der
Lohn, sondern auch der Weg,
Lohngleichheit einzufordern.Für
dasStaatspersonal ist ernichtnur
steinig, sondern manchmal so
verworren, dass er zum Irrweg
verkommt.

BetroffeneundBehörden
wissennicht,wohin

Bevor eine Staatsangestellte
Lohngleichheit einklagen kann,
muss sie sich an eine Schlich-
tungsstelle wenden, während
dies für Arbeitnehmerinnen in
derPrivatwirtschaft freiwillig ist.
Davongibt es sechs imKantonal-
lein für öffentlich-rechtliche
Arbeitsverhältnisse. DieNotarin
aufderGemeindeverwaltungvon
Uznach hat sich an eine andere
Stelle zu wenden als die Pflege-
fachfrau imSeniorenzentrumUz-
wil. Die Kantonsschullehrerin in
St.Gallen an eine andere als die
Stadtsanktgaller Seklehrerin.Die
Mesmerin der katholischen Kir-
cheKirchbergund jeneder refor-
mierten Kirche im Dorf haben
wiederum eigene Anlaufstellen.

Verwirrend? In der Tat. Auch
für die Staatsangestellten selber.
Viele wenden sich ratlos an die
siebteSchlichtungsstelle imKan-
ton, jene für Gleichstellungskla-
gen von Arbeitnehmerinnen im
privaten Sektor. Jede zweite An-
frage muss Präsidentin Regula
Schmid abweisen, weil sie nicht
zuständig ist. Auch bei der

Schlichtungsstelle für Kantons-
angestellte melden sich fälsch-
licherweiseMitarbeiter einzelner
Kommunen – einige werden gar
von den Behörden dorthin ver-
wiesen, wie Präsident Otmar
Schneider sagt.

RegulaSchmidkritisiertnicht
nurdieOdysseeeinzelnerKläge-
rinnen ob der unklaren Zustän-
digkeiten, sondern überhaupt,
dass Arbeitnehmerinnen in der
Privatwirtschaft und in öffent-
lich-rechtlichenVerhältnissen in
Gleichstellungsfragen ungleich
behandelt werden. «Der Kanton
will nicht, dass eine externeStel-
le Einsicht hat», sagt sie und for-
dert eine gemeinsame Schlich-
tungsstelle für alle, wie sie etwa
Aargau,Basel,Bern, Schwyzoder
derVorzeigekantonZürichkennt.
«Das sind auch die Kantone mit
den meisten Verfahren, welche
die Rechtsprechung zur Gleich-
stellung prägen.» Ein einheitli-
ches Verfahren wäre für die be-
troffenen Frauen und für die
Aussenwirkungwichtig, sagt sie.
Die Anzahl Fälle der Schlich-

tungsstellen für das St.Galler
Staatspersonal variieren stark.
Die Schlichtungsstelle in Perso-
nalsachendesKantons verzeich-
net seit ihrem Start 2012 insge-
samt104Fälle – imSchnitt 16Fäl-
le pro Jahr.Davonendeten54mit

einer Einigung. Behandelt wer-
den nicht nur Lohnforderungen,
sondern auch Fälle, die Kündi-
gungen, Arbeitszeugnisse, Frei-
stellungen, Lohnrückzahlungen
oder abgelehnte Bewerbungen
betreffen. Auch sexuelle Belästi-
gung fällt in die Zuständigkeit,
wurde jedoch noch nie einge-
klagt. Die Schlichtungsstelle der
Vereinigung St.Galler Gemein-
denzählte 2018zweiFälle, gleich
viele waren es bei der separaten
Stelle für dieRegionGossau-Fla-
wil-Uzwil innert fünf Jahren. Jene
der evangelischenKirchebehan-
delte seit der Entstehung 2017
gerademal einen Fall.

Unabhängig, erfahren
versus regionalverankert

Ob eine einzelne Schlichtungs-
stelle für Gleichstellungsklagen
sinnvollerwäre?EinzelneVerant-
wortliche verneinen und heben
dieNähezudenKommunenoder
die regionale Verankerung her-
vor. Anderorts heisst es: «Mehr
Fälle führenzumehrErfahrung»,
«das Know-how wird gebün-

delt». Oder: «Es könnte sein,
dass die Hürde bei einer einzi-
gen Schlichtungsstelle niedriger
wäre.» Dieser Meinung ist auch
Regula Schmid. Sie zweifelt zu-
demdieUnabhängigkeit der ein-
zelnenStellenan:Teilweisemüs-
sen sich die Angestellten inner-
halb ihrer Gemeinde zuerst an
eine Ombudsstelle wenden, be-
vor sieüberhaupt zurSchlichtung
gelangen dürfen.

Auchwennnur runddieHälf-
te der Fälle mit einer Einigung
endet, gelangen die wenigsten
vor Gericht. Die meisten Einzel-
personen geben vorher auf.
33 Verfahren endeten gemäss
Gleichstellungsgesetz.ch imKan-
ton St.Gallen mit einem Ge-
richtsentscheid, seit das Gesetz
1996 inKraft trat. Fünfdavonbe-
trafen Staatsangestellte. Im Ge-
dächtnisbleibt einerdavon:Nach
einem Bundesgerichtsurteil er-
hielten 2011das gesamtePflege-
personal undalleHebammen im
Kanton rückwirkendmehrLohn.
Momentan ist eineKlagederKin-
dergärtnerinnen hängig.

Die Organisatoren des Equal Pay Day rechnen vor: Auf ein Jahr gerechnet, arbeiten Frauen bis zum 22. Februar gratis, während ihre Kollegen seit
Jahresbeginn munter verdienen. Bild: Urs Bucher

«DerKanton
will nicht, dass
eineexterne
StelleEinsicht
hat.»

RegulaSchmid
Präsidentin Schlichtungsstelle
nachGleichstellungsgesetz

Juristischer Schlagabtausch zum«Sonneblick»
Verhandlung Schlechte Erschliessung, fehlende Zonenkonformität undmangelhaftes Sicherheitskonzept: Vor demObergericht führen

mehrere Punkte des Asylzentrums inWalzenhausen zuDiskussionen. Die Plädoyers der Anwälte waren höchst unterschiedlich.

Zum umstrittenen geplanten
Asylzentrumstehtheuteeinweg-
weisender Entscheid an. Das
Ausserrhoder Obergericht wird
amVormittag sein Urteil zur Be-
schwerdederGemeindeWalzen-
hausen unddesAnwohnerkomi-
tees gegen den Rekursentscheid
des Departements Bau und
Volkswirtschaft bekannt geben.
Dieses hatte imApril denRekurs
gegendieVerweigerungderBau-
bewilligung für dasAsylzentrum
gutgeheissen. Damit ging das
Baugesuch zur Neubeurteilung
an die Baubewilligungskommis-
sionWalzenhausen zurück.

Vor dem Obergericht lieferten
sich die drei involvierten Anwäl-
te gestern einen juristischen
Schlagabtausch. Der Rechtsver-
treter der Anwohner verlangte
die Aufhebung des Rekursent-
scheides und die Verweigerung
der Baubewilligung. Seiner An-
sicht nach enthalte das Bauge-
such formelle und materielle
Fehler.Unter anderemkritisierte
er den Interessenkonflikt des
Kantons. So vertrete einerseits
das Departement Gesundheit
undSozialesdieStiftung«Sonne-
blickWalzenhausen»alsBauher-
rin.Anderseitshabedaskantona-

le Departement Bau und Volks-
wirtschaftdenRekursbehandelt.
Das Projekt überzeuge ihn aber
auch sonst nicht, sagte der An-
walt des Komitees «Anwohner
Sonneblick».Er begründetedies
mit der fehlenden Zonenkon-
formität. Das Baureglement der
Gemeinde lasse den Betrieb
eines Asylzentrums in der Kur-
zone nicht zu.

Ein weiteres Thema in der
Obergerichtsverhandlung war
die Erschliessung der Liegen-
schaft. Diese sei ungenügend,
insbesondere im Winter und bei
schlechtemWetter, kritisierteder

Vertreterder«Sonneblick»-Geg-
ner. So könnten Personengrup-
pen kaum ausweichen, wenn
ihneneinAutoentgegenkomme.
Abgesehen davonmüsse künftig
aufgrund der Anlieferungen mit
Mehrverkehr gerechnet werden.
FürdenAnwalt derGemeinde ist
dieErschliessungebenfallsman-
gelhaft. Damit fehle eine Vor-
aussetzung für die Erteilung der
Baubewilligung. Vor allem die
Ausweichstellen auf der Zu-
fahrtsstrasse zum «Sonneblick»
über private Liegenschaften sei-
en rechtlich nicht gesichert. Zu-
dem führte er das ungenügende

Sicherheitskonzept des Kantons
St.Gallen ins Feld. Dieses sei
nicht auf die Gegebenheiten in
Walzenhausen abgestimmtwor-
den.AppenzellAusserrhodenhat
mit dem Nachbarkanton eine
Vereinbarung zur Führung des
künftigen Asylzentrums Sonne-
blick geschlossen.

Rechtssicherheitdank
Flurgenossenschaft

DerRechtsvertreter desKantons
verteidigtedasVorhabenundden
Entscheid der Vorinstanz. Die
Rüge wegen Befangenheit sei
unbegründet. Der Kanton als

Betreiber müsse während des
Baubewilligungsverfahrens Ein-
fluss nehmen. Zudem sei der
Kanton verpflichtet, Plätze für
Asylsuchende zur Verfügung zu
stellen. Ein Asylzentrum in der
Kurzone sei zulässig, dies habe
das Bundesgericht mehrfach
bestätigt. Auch von einer unge-
nügendenErschliessungwollteer
nichtswissen.Rechtlich seiendie
Zufahrt unddieAusweichstellen
dank der Flurgenossenschaft
geregelt.
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Polaroid

Feuerwehrfrau
in der Politmühle

Die 2017 nachgerutschte Thaler
SP-Kantonsrätin Andrea Schöb
zählt inderSt.GallerPolitiknoch
nicht zu den klingendenNamen.
Umso bekannter ist sie in Feuer-
wehrkreisen: Die Leiterin Finan-
zen und Dienste bei Feuerwehr
undZivilschutzSt.Gallen ist eine
vonzweiFrauen imVorstanddes
kantonalen Feuerwehrverbands
und schweizerische Feuerwehr-
instruktorin.Naheliegenderweise
hatte sie als Fraktionssprecherin
und Fachfrau in der vorberaten-
den Kommission in der Debatte
zum Feuerschutzgesetz ihren
grossen Auftritt. Neun Minuten,
so lange wie noch nie, sprach
Schöb zu den mannigfaltigen
Anpassungen. «Im Grossen und
Ganzen zufrieden», kündigte sie
einen Antrag zur Anhörung der
GemeindenbeiderAus-undWei-
terbildung an. Es kam nicht so
weit:FDPundSVPerzwangendie
Rückweisung–«unverständlich».

Im Moment ist sie so ratlos
wie alle andern in der jahrelang
aufgegleisten Sache: «Wir müs-
sen uns in denGremien beraten,
wie es weitergeht.» Freilich sei
die Ablehnung aus der Ecke der
«Brandschutz-Taktgeber» ihre
grössteEnttäuschung imRat.«Es
wird nicht die einzige bleiben»,
lacht sie im Wissen, dass sie als
linke Frau einen schweren Stand
hat. Als geübte Brandlöscherin,

Brückenbauerin und vierfache
Mutterbleibt siepragmatischgu-
tenMutes.Undfreut sichüberdie
erreichten Mehrheiten bei der
SteuervorlageundbeimLohndes
Staatspersonals. Sowie,mandür-
fe es ja nicht zu laut sagen, über
den Protest der Jugend im Saal.
«IchhättediesenMutmit 18nicht
gehabt.» Nur die Buhrufe hätten
nicht sein dürfen, meint sie. Ob-
wohl sie, beim«Geben undNeh-
men» im Rat ausgebootet, wohl
am Dienstag am liebsten selber
laut «Buh» gerufen hätte. (mel)

Freitag, 22. Februar 2019 Ostschweiz 35


